
Zu einigen wichtigen Problemen in der Tätigkeit 
der Konfliktkommissionen

Die Gerichte haben erkannt, daß es notwendig ist, die 
Erfahrungen der Konfliktkommissionen verstärkt für 
ihre eigene Rechtsprechung zu nutzen, und daß die Zu­
sammenarbeit mit den Gewerkschaften als wesentliche 
Voraussetzung für die wirksame Durchsetzung ihrer 
eigenen Verantwortung zielgerichtet zu entwickeln ist. 
Berichterstattungen der Gerichte vor den zuständigen 
Vorständen der Gewerkschaft sowie gewerkschaftliche 

' Rechtskonferenzen und die Mitarbeit der Richter in 
den Rechtskommissionen werden immer besser dazu 
genutzt, Probleme der Rechtsanwendung, der weiteren

* Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung und des
Zusammenwirkens mit den Konfliktkommissionen zu 
erörtern und für die weitere Arbeit zu verwerten.
Ausgehend von den Aufgaben, die für die staatlichen

I Gerichte zur Leitung der Rechtsprechung der Konflikt­
kommissionen gegeben sind, gilt es, die bisher vom 
Obersten Gericht und auch von den Bezirksgerichten 
getroffenen Maßnahmen und Standpunkte unter dem 
kritischen Blickwinkel der heute nötigen höheren An­
forderungen und Maßstäbe, die an die Durchsetzung 
des sozialistischen Rechts zu stellen sind, zu überden­
ken. Das ist auch deshalb notwendig, weil eine Reihe 
von Problemen in der praktischen Durchsetzung des 
sozialistischen Rechts aufgetreten sind, die zügig einer 

'Lösung zugeführt werden müssen. Das sind insbeson­
dere folgende:

1. Probleme der höheren Wirksamkeit der Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen bei der Bekämpfung der Krimi­
nalität, insbesondere der Straftaten zum Nachteil des 
sozialistischen Eigentums

Hierbei geht es insbesondere um eine klare Orientierung 
für die Übergabe von Strafsachen an die Konfliktkom­
missionen, um die volle Ausschöpfung der den Konflikt­
kommissionen dabei zur Verfügung stehenden Erzie­
hungsmaßnahmen (einschließlich der Frage nach einer 
evtL Ergänzung dieser Maßnahmen) und um die 
schnelle Realisierung ausgesprochener Geldbußen.
Grundsätzliche Hinweise, wie das sozialistische Eigen­
tum wirksam geschützt werden kann, werden in Ziff. 8 
bis 13 des Berichts des Präsidiums des Obersten Ge­
richts an die 7. Plenartagung gegeben./7/ Auf der 
Grundlage dieser Orientierung ist die Leitung der 
Rechtsprechung der Konfliktkommissionen durch die 
staatlichen Gerichte zu verbessern.

2. Probleme der wirksamen Durchsetzung der mate­
riellen Verantwortlichkeit bei schuldhaßen arbeits­
pflichtwidrigen Verletzungen des Volkseigentums

K Dieser Problemkomplex betrifft nicht nur die Erhöhung
der Wirksamkeit der auf diesem Gebiet sehr umfang­
reichen Rechtsprechung der Konfliktkommissionen. Es 
geht auch darum, die Festlegungen der Richtlinie Nr.'29 
des Plenums und die einschlägige Grundsatzrechtspre­
chung des Senats für Arbeitsrechtssachen des Obersten 
Gerichts kritisch zu überprüfen.
In diesem Zusammenhang ist der Beschluß des Präsi­
diums des Obersten Gerichts zur Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen im Strafverfahren gemäß 
§§ 17, 198 StPO vom 19. Juni 1973 - I Pr B 1 - 112 - 
4/73 — (NJ-Beilage 4/73 zu Heft 14) zu erwähnen. Unter 
Aufgabe des früheren Standpunktes hat das Präsidium 
jetzt ausgesprochen, daß die Rechte des Geschädigten 
im Strafverfahren auch Rechtsträger sozialistischen 
Eigentums haben, die kraft Gesetzes oder auf Grund

9
nf Der Bericht des Präsidiums 1st in diesem Heft veröffent­
licht.

vertraglicher Vereinbarungen berechtigt sind, Schaden­
ersatzansprüche des Geschädigten geltend zu machen.
Ferner sind Überlegungen in der Richtung anzustellen, 
welche hemmenden Umstände und Bedingungen besei­
tigt werden müssen,' damit bei Vorliegen der Voraus­
setzungen die materielle Verantwortlichkeit in allen 
Bereichen und auch gegen leitende Wirtschaftsfunktio­
näre durchgesetzt wird.

3. Probleme der wirksamen Durchführung der Beratun­
gen wegen Verletzung der sozialistischen Arbeitsdiszi­
plin

Hier geht es insbesondere um die praxisverbundene ; 
Überprüfung des in Ziff. 2.2.2. der Richtlinie Nr. 28 des 
Plenums des Obersten Gerichts festgelegten Stand- I 
punkts, daß Fälle bestimmter wiederholter Disziplin­
verletzungen nicht zur Beratung vor der Konfliktkom­
mission geeignet seien. Im Bezirk Cottbus gibt es in 
letzter Zeit eine mit der Orientierung der Richtlinie j 
Nr. 28 nicht übereinstimmende ■ Praxis, die aber nach 1 
Einschätzung der Leitung des Bezirksgerichts in hohem i 
Maße wirksam sein soll. Danach wird nach mehreren I j 
erfolglos gebliebenen disziplinarischen Maßnahmen vom j i 
Betriebsleiter Antrag auf Durchführung einer erziehe­
rischen Beratung vor der Konfliktkommission gestellt, j 
die in der Regel auch zur Überwindung der Disziplin­
verletzungen führt.
In Vorbereitung der im Jahr 1974 vorgesehenen Ple­
nartagung zu Problemen des Arbeitsrechts wird sich 
das Oberste Gericht nach entsprechenden Untersuchun­
gen weiter mit dieser Frage beschäftigen. Auch für die 
Ausarbeitung eines neuen Gesetzbuchs der Arbeit wird 
sie einer Klärung zugeführt werden müssen.

4. Probleme der höheren Wirksamkeit bei der Beratung 
von geringfügigen Zivilrechtskonflikten

Diese Probleme werden unter Verwertung der prak­
tischen Erfahrungen und einer Reihe diesbezüglicher 
Forderungen der Konfliktkommissionen diskutiert und 
gelöst werden müssen. Sachliche Beziehungen bestehen 
hier zu den Fragen der rationellen und effektiven 
Durchführung der Verfahren durch die staatlichen Ge­
richte und auch zu den Aufgaben des Obersten Gerichts 
für die Leitung der Rechtsprechung der staatlichen und 
gesellschaftlichen Gerichte. Die Frage der wirksameren 
Einbeziehung der Konfliktkommissionen in die Durch­
setzung rechtskräftig festgestellter Unterhaltsverpflich­
tungen wird gründlich erörtert werden.

Bemerkungen zum Bericht des Präsidiums 
des Obersten Gerichts

Im Bericht des Präsidiums Ein die 7. Plenartagung des 
Obersten Gerichts ist zur Wirksamkeit der Rechtspre­
chung der Konfliktkommissionen umfassend Stellung 
genommen worden. Ergänzend sei noch auf folgende 
Fragen hingewiesen:
In Ziff. 1.4. werden die Empfehlungen der Konfliktkom­
missionen und die sich daraus für die Kreisgerichte 
ergebenden Pflichten behandelt. In diesem Zusammen­
hang ist Ziff. 10.2.2. der Richtlinie Nr. 28 zu beachten, 
wo das Oberste Gericht darauf orientiert hat, daß die 
Gerichte in den Fällen, in denen sachdienliche Emp­
fehlungen nicht beachtet werden, die Konfliktkommis­
sionen „je nach den Umständen des Falles durch Hin­
weise, Stellungnahmen oder den Ausspruch einer Ge­
richtskritik“ unterstützen sollen. Diese Orientierung ist 
auch heute noch richtig, weil sie jegliches formale Rea­
gieren ablehnt. Sie wäre daher nur zu wiederholen ge­
wesen. Deshalb wurde auch auf eine die .verschiedenen 
jeweiligen Umstände ausführlich beschreibende Dar­
stellung verzichtet.
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